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Karrais: Millionen für mangelhafte luca-App sind verbranntes Geld

Landesregierung gängelt Gastronomen und Bürger mit hinfälliger Kontaktdatenerfassung.

Bei der heutigen Beratung des Antrags der FDP/DVP-Fraktion zur „luca-App und Alternativen der
Kontaktnachverfolgung“, sagte der digitalpolitische Sprecher, Daniel Karrais:

„Als Maßnahme zur Eindämmung der Corona-Pandemie wurde die verpflichtende
Kontaktdatenerfassung beim Besuch von Gaststätten, Veranstaltungen und anderer Einrichtungen
vorgeschrieben. Um die daraus resultierende Zettelwirtschaft zu verhindern, hat das Land Lizenzen der
viel beworbenen „luca-App“ erworben. Dabei waren von Beginn an sicherheitstechnische und
datenschutzrechtliche Probleme bekannt. Außerdem war längst absehbar, dass sich in die mit
Steuergeldern finanzierte Corona-Warn-App, ebenfalls eine Check-In-Funktion integrieren lassen würde.
Dies wäre eine datensparsamere und sicherere, sowie kostenfreie Alternative gewesen. Dennoch hat sich
die Landesregierung nicht davon abhalten lassen, 3,7 Millionen Euro für Lizenzen der luca-App
auszugeben.

Das war verbranntes Geld: Die Gesundheitsämter nutzen die Daten der App überhaupt nicht! Bundesweit
haben nur die Hälfte der angeschlossenen Gesundheitsämter überhaupt schon einmal Daten bei „luca“
abgerufen. Für Baden-Württemberg hält das Sozialministerium überhaupt keine Informationen dazu vor.
Die Landesregierung ist dem durchschaubaren Marketing-Coup, rund um die prominenteste
Kontaktnachverfolgungs-App, aufgesessen und hat teure Lizenzen für ein Produkt gekauft, dessen
Leistung und Nutzen mangelhaft sind.

Mittlerweile findet eine Kontaktnachverfolgung durch die Gesundheitsämter überhaupt nicht mehr statt.
Wenn aber die Kontaktdaten nicht erfasst werden, muss auch die Pflicht zur Registrierung in
Gastronomie und bei Veranstaltungen abgeschafft werden! Nordrhein-Westfalen ist bereits mit gutem
Beispiel vorangegangen. Unsere Landesregierung dagegen gängelt die Gastronomen und Bürger mit der
Pflicht zur Registrierung, digital oder per Papier und unter Androhung von Strafen, obwohl seit Monaten
bekannt ist, dass die Daten nicht genutzt werden.“


